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IKBB, OGS und Drogenhilfe - Verantwortung in Zeiten des Wahlkampfes

1. Der Rat wird in seiner morgigen Sitzung einen weiteren Schritt zur Realisierung der Erweiterungsbauten für das Internationale Kongresszentrum Bundeshaus Bonn (IKBB) beschließen. 

2. Die SPD-Fraktion im Rat der Stadt Bonn unterstützt diese Entscheidung uneingeschränkt. Mit den Erweiterungsbauten werden die Voraussetzungen für Stabilisierung und Ausbau des Internationalen Zentrums geschaffen. Ich wiederhole: Jeder Euro, der für das IKBB aufgewendet wird, ist gut investiertes Geld. Bei der Bewertung der (verbleibenden finanziellen) Belastungen ist zum Vergleich immer wieder auf andere, gut laufende Kongresszentren in der Bundesrepublik zu verweisen: Es tendiert eher gegen die "rote 0" als gegen Gewinnmargen.

3. Um die Frage der Unterstützung durch den Bund ist durch eine Forderung der CDU, den Bund bei der Bestandsunterhaltung erneut in die Pflicht zu nehmen, Unruhe aufgekommen. Ich stelle für die SPD-Fraktion ausdrücklich fest:

· Der Bund steht nach dem Vertrag vom Februar 2002 in der Verantwortung, sich um die Ansiedlung weiterer internationaler Organisationen und deren Unterbringung zu bemühen. Dieser Verantwortung ist der Bund durch die Entscheidung für den Aufbau des UN-Campus nachgekommen. Die Sanierung der Bestandsgebäude Langer Eugen und Altes Abgeordnetenhochhaus geschieht in alleiniger Verantwortung des Bundes - zum Vorteil des Internationalen Zentrums Bonn. Der Bund investiert dort über 63 Mio € und schafft eine räumliche Arbeitsplatzreserve für 3-400 Beschäftigte.

· Der Bund hat nach dem Vertrag vom Februar 2002 der Stadt Bonn Werte über die zur Verfügung gestellten Grundstücke und Nutzungsrechte (u.a. 37.000 m² Grundfläche, Parkplatz Charles-de-Gaulle-Straße, Nutzungsrecht Plenarsaal) überlassen, die mit mindestens 23 Mio. € allein für die Grundstücke - wenn auch z.T. gegengerechnet zum "Liegenschaftstopf" - zu beziffern sind.

· Die Mehrheitsfraktionen im Bundestag haben sich dafür ausgesprochen, Bonn als Internationales Zentrum weiter zu unterstützen, u.a. durch die Ansiedlung eines Weltentwicklungsforums auf dem Petersberg.

· Darüber hinaus hat das Land 5 Mio € für die Bildung der Rücklage und 35 Mio € an Baukostenzuschuss - zur Kompensation der UN-bedingten Belastungen - zur Verfügung gestellt.

· Zusammengefasst: Wir sehen den Bund in der Verantwortung, ja; aber wir sind auch der Auffassung, dass er dieser Verantwortung nachkommt.

4. Erwartungen haben wir hingegen an den Bund, was die Anwerbung neuer Organisationen angeht. Darauf sollten wir uns konzentrieren und den Bund dabei im Rahmen unserer Möglichkeiten unterstützen. Ich nenne hier nur die Vertragsstaatenkonferenz für PIC und POP im September in Genf. Dort wird u.a. entschieden, ob Genf, Rom oder Bonn Sitz der Organisationen wird (siehe Mitteilungsvorlage für IBLA am 1. April 2004).

5. Diese Entscheidung ist wirklich wichtig mit dem Bund abzustimmen, nicht die Frage der Unterhaltungskosten der Bestandsgebäude. Über neue Organisationen bekommen wir zusätzliche Veranstaltungen nach Bonn, profitieren Hotellerie und Gastronomie, wird das internationale Profil der Stadt geschärft, mit allen Folgewirkungen für weitere Ansiedlungsentscheidungen. Jeder internationale Gast in Bonn - auch bei Veranstaltungen der Global Player im IKBB - ist ein Botschafter Bonns, für neue Ansiedlungen. Diese "Umwegrendite" müssen wir in den Mittelpunkt unserer Bemühungen stellen, nicht die Unterhaltungskosten. Wir wollen das IKBB zur Stärkung der Internationalen und Kongressstadt Bonn, nicht weil wir Immobilienverwalter werden wollten. Das IKBB ist eine Investition, die der Stadt Kosten verursacht; die Rendite (auf anderen Feldern) wird dies aber ausgleichen.

6. Wir gehen daher davon aus, dass es die CDU bei ihrem öffentlichen "Appell" belassen wird. Ein Änderungsantrag liegt für den morgigen Rat auch nicht vor. Sollte die CDU es aber allen Ernstes auf einen formalen Auftrag an die Verwaltung anlegen, so muss sie sich vorhalten lassen, diese wichtige Zukunftsentscheidung in den Wahlkampf ziehen zu wollen.

7. Auch beschließen wird der Rat über die Errichtung weiterer Offenen Ganztagsgrundschulen in Bonn. Nach dem erfolgreichen Start in fünf Schulen sollen nun sechs weitere Schulen in OGS überführt werden (Kästner-, Eulenspiegel-, von-Wied- und Ennertschule, KGS Ippendorf, Pestalozzischule). Geplant ist von Seiten der Verwaltung auch - als Schlussfolgerung aus den gemachten Erfahrungen - die Einrichtung eines Servicebüros zur Unterstützung der in den Schulen vor Ort tätigen Trägern der OGS. Festzuhalten bleibt: Das Konzept überzeugt durch die Praxis. Wichtig ist auch: Jede Schule entscheidet sich für das Konzept, das zu ihr passt. Parallel laufen die Vorbereitungen zu baulichen Veränderungen an den jeweiligen Standorten.

8. Ärgerlich sind die immer wieder aufs Neue von der CDU angezettelte Diskussion um die OGS. Die Vorwürfe der CDU sind nach wie vor von Sturheit und großer Unkenntnis geprägt. So hat die CDU zunächst für den Hauptausschuss beantragt, in der nächsten Runde der Umwandlung Schulen analog zur Ennertschule "bevorzugt" zu behandeln. Das ist Bevormundung. Davon will die Union jetzt - nachdem sie mit ihrem Antrag im Hauptausschuss gescheitert und ein allgemeinerer Antrag beschlossen worden ist - nichts mehr wissen.

9. Es ist ärgerlich, dass die CDU sich immer wieder in die Debatte um die OGS einmischt, obwohl sie nach wie vor unzureichend informiert ist. So hat die Kreisvorsitzende der CDU in einem Unionsblättchen aus Beuel schon wieder behauptet, dass "nach der Schule in der OGS nur betreute Freizeit stattfinden" könne. Das ist falsch. Ebenso falsch wie die Behauptung, die OGS würde keine Betreuung in den Ferien anbieten. Dass die CDU immer noch den Eindruck erweckt, dass in Bonn die Mehrzahl der Schulkinder in Horten betreut werden könnten, ist eine bewusste Irreführung. 

10. Wir hoffen, dass die CDU es auch hier mit diesem letzten Aufbäumen bewenden lässt und es nicht wagt, das Thema in den Wahlkampf zu ziehen. Sie würde die Auseinandersetzung verlieren; wichtiger ist aber, dass sich die Eltern, Schulen, Träger und die breite Öffentlichkeit über die Fortentwicklung der OGS-Konzepte austauschen und nicht immer wieder über die rückwärtsgewandten CDU-Argumente. 

11. Zurzeit machen sich viele Bonnerinnen und Bonner um die Fortführung des Modellprojektes "Kontrollierte Heroinabgabe an Schwerstabhängige" Sorgen. Nachdem das Projekt auch in Bonn heftig umstritten war und im Rat nur mit knapper Mehrheit beschlossen worden ist, scheint es nach allen bislang vorliegenden Informationen erfolgreich zu verlaufen.

12. Bonn hat das Projekt im Vergleich zu den anderen Kommunen früh begonnen. Ich gehe daher davon aus, dass das Bonner Projekt so lange mit Unterstützung von Bund und Land (weiter-) fortgeführt werden kann, bis dass es zu einem ordnungsgemäßen Abschluss des bundesweiten Modellversuchs kommen wird. In keinem Fall darf es zu einem Abbruch des Projektes aus finanziellen Gründen kommen. Ganz klar: Die Menschen, die an dem Projekt teilnehmen, stehen im Vordergrund, nicht die Finanzen.

13. Hierzu wird es sicherlich in den nächsten Wochen zu einer Klärung in diesem Sinne kommen. Wichtig ist, dass wir in dieser für viele Betroffene wahrhaft lebenswichtigen Frage sachlich angemessen und verantwortungsvoll beraten und entscheiden. Eine Neuauflage der Debatte von 2001/2002 muss uns erspart werden.
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